
Regierungspläne 
sind krank!

von Sonja Grusch, SLP-Wien

Nach dem Aus für den freien Bil-
dungszugang, Aufrüstung und der de
facto Abschaffung einer Pension von
der man noch leben kann für Jüngere,
ist nun das Gesundheitswesen dran.
Angeblich geht es nur um "die Beibe-
haltung eines der weltbesten Gesund-
heitssysteme" (O-Ton Sozialpartner).
Aber hinter solchen Behauptungen
steht eine Liste von Verschlechterun-
gen. Klar ist: diese Regierung macht
krank!

Krank durch Arbeit

Mindestens 15.000 Menschen in
Österreich werden aufgrund von Be-
rufskrankheiten pro Jahr arbeitsunfä-
hig. Die Dunkelziffer ist wesentlich hö-
her, da viele Leiden nicht als Berufs-
krankheiten anerkannt werden. Arbeit
macht krank: durch giftige Substanzen,
durch schlechte Haltung, durch schwe-
res Heben, durch Stress - kaum ein Be-
ruf, der nicht davon betroffen ist. Und
die Regierung hat dafür gesorgt, dass
wir mehr von dieser krankmachenden
Arbeit habe "dürfen" - z.B. durch die
Verlängerung der zulässigen Höchstar-
beitszeiten auf 12 Stunden pro Tag.

Krank durch Armut

Eine halbe Million Menschen in
Österreich sind akut arm. Eine weitere
Million ist Armutsgefährdet. Zwischen
Armut und Krankheit besteht ein Zu-
sammenhang - die Möglichkeiten zur
Entspannung und Regeneration sind
geringer, der Zugang zum Gesund-
heitswesen dank Zwei-Klassen-Medi-
zin schlechter. Daran wird sich - Gu-
senbauer & Co. sei Dank - nichts än-
dern. Durch die Mogelpackung "Be-
darfsorientierte Grundsicherung" wird
der Druck auf arbeitslose Sozialhil-
feempfängerInnen drastisch ansteigen
- und damit der Stress. Dank steigender
Steuerlast und sinkenden Reallöhnen
einerseits, sowie immer mehr prekärer
Teilzeitjobs andererseits steigt die An-

zahl der "working poor" - also jener
Menschen die trotz Job arm sind.
Gleichzeitig wird ihr Zugang zum Ge-
sundheitswesen verschlechtert.

Krank durch Kürzungen

Wirtschaft und Regierung bejubeln
den Rückgang bei den Krankenstands-
tagen. Gleichzeitig gehen rund 60% der
Beschäftigten krank zur Arbeit. Dass
verkürzt laut einer britischen Studie
nachweislich die Lebenszeit. Aber
wahrscheinlich freut sich die Regierung
darüber noch, weil dann ja kürzer Pen-
sion "kassiert" wird.

Die Kürzungen im Gesundheitswe-
sen, die es bereits gegeben hat, sind von
einem sozialen und medizinischen
Standpunkt aus Irrsinn. Statt die Vor-
sorgemedizin zu stärken werden Symp-
tome behandelt. Die Einführung bzw.
Erhöhung von Selbstbehalten schließt
Menschen mit niedrigem Einkommen
systematisch von gewissen Leistungen
aus.

Die jüngsten Vorschläge zur "Gesund-
heitsreform" gehen in dieselbe Rich-
tung: ÄrztInnen sollen "wirtschaft-
licher" arbeiten - d.h. dann wohl je we-
niger Zeit mit PatientInnen und je bil-

liger die Therapie desto "wirtschaft-
licher". Durch die Einführung einer Pa-
tientInnen-Quittung soll uns ein
schlechtes Gewissen gemacht und wei-
tere Leistungsstreichungen vorbereitet
werden. Die ÄrztInnen-Dichte soll re-
duziert werden und die Privatisierung
bzw. Schließung des Wiener Hanusch-
Spitals wird vorbereitet.

JedeR hat optimale
medizinische Versorgung verdient

Gesundheit - so sollte man meinen -
ist ein menschliches Grundrecht. Die
Realität sieht anders aus. Wer Geld hat,
kann sich die bestmögliche Versorgung
kaufen - wer keines hat, hat Pech. Als
Argument für "Sparmaßnahmen" im
Gesundheitswesen wird oft gesagt, es
werde nun zu teuer weil die Menschen
älter werden und es medizinischen
Fortschritt gibt. Hinzu kommen aller-
dings noch die Einnahmenausfälle bei
den Krankenkassen durch z.B. die
Schulden der Unternehmen bei den
Kassen (ca. 1 Milliarde Euro) und die
steigenden Gewinne der Pharmaindu-
strie. Es ist also nicht zuwenig Geld da.
Aber Gusenbauer & Molterer bitten lie-
ber uns alle zur Kasse als ihren Regie-

rungsfreund, den Wirtschaftsminister
Bartenstein, selbst Teilhaber an einem
Pharmakonzern.

ÖGB: Widerstand statt Zustimmung nötig

Wieder einmal hat die ÖGB-Spitze
Verschlechterungen für Arbeitnehmer-
Innen zugestimmt indem sie die jüng-
ste "Gesundheitsreform" mitentworfen
hat. Durch Kürzungen im "Verwal-
tungsapparat der Krankenkassen" sind
Beschäftigte direkt betroffen - durch
die Verschlechterungen bei der medizi-
nischen Versorgung ebenfalls.

Auch wenn es der Ärztekammer v.a.
um die Sicherung ihrer eigenen Ein-
kommen geht ist es doch erschreckend,
dass sich diese wehren, der ÖGB aber
still bleibt. Aber in den Krankenkassen
und den Gewerkschaften gibt es immer
mehr KollegInnen, die die "Reform"
nicht einfach hinnehmen wollen. Das
ist gut so. Statt den Unternehmensver-
treterInnen ein Veto in den Kranken-
kassen zu ermöglichen, sollten Ge-
werkschafterInnen lieber die Idee der
Ärztekammer aufgreifen, und Kampf-
maßnahmen und Streiks während der
Euro für eine bessere medizinische Ver-
sorgung organisieren.
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Österreich 

Neue linke Partei:
Was wäre zu tun? 

In den letzten Wochen gab es
eine Reihe von Berichten und
Kommentaren zur Frage einer
neuen politischen Kraft. Die
Erfolge der Linken in Deutsch-
land geben der Hoffnung vieler
auf eine neue linke Partei Nah-
rung. VORWÄRTS geht der
Frage nach, wie konkret diese
Initiativen sind.

Seite 2

Betrieb & Gewerkschaft

ÖBB trotz neuer Chefs
weiter unter Beschuss

Die Personalsituation bei den
Bundesbahnen ist weiter dra-
matisch – mehr Verkehr, viel zu
wenig Personal. In ganz Euro-
pa führten LokführerInnen er-
folgreiche Streiks. Viele wür-
den sich das auch in Österreich
wünschen. Seite 3

Schwerpunkt 

EURO 2008: Hände weg
von unserem Spiel  

Im Windschatten der Euro
versuchen Konzerne ihre Pro-
fite in die Höhe zu treiben,
Innenminister den Polizeistaat
auszubauen und RassistInnen
am Stammtisch billige Punkte
einzufahren. Seiten 4/5

Internationales

60 Jahre Israel: Kein
Ausweg aus der Krise?

60 Jahre nach der Gründung
Israels finden sich die Men-
schen auf beiden Seiten des
Konflikts in einem nicht
enden wollenden Horror-
szenario. VORWÄRTS unter-
sucht die Stimmung im
Jubiläumsjahr. Seite 7
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Gesundheit ist Menschrecht – Optimale und
kostenlose Versorgung für Alle! 

Gesundheitsreform:
Operation gelungen – 

Patient tot



Das Schicksal von Elisabeth
F. und ihren Kindern ist er-
schreckend und in seiner Di-
mension sicherlich einzigar-
tig. Leider ist es aber kein Ein-
zelfall - die systematische
Unterdrückung und sexuelle
Misshandlung von Frauen ist
Teil unserer Gesellschaft. Mit
Abscheu sehen wir die Versu-
che der Medien, aus dem Leid
der Betroffenen Profit zu
schlagen. Die Opfer werden zu
Gejagten und "Gefangenen"
der Presse. Wir begrüßen die
Solidaritätsaktionen der Be-
völkerung - sie zeigen, dass
das Gerede von der "Entsoli-
darisierung der Gesellschaft"
Blödsinn ist. Im Gegensatz da-
zu stehen die widerlichen Ver-
suche der Politik, politisches
Kleingeld aus dem Fall zu
schlagen. Im Mittelpunkt der
Sorge von Gusenbauer &Co.
steht "das Image" Österreichs
- und nicht die Opfer.

Law & Order als Lösung?

Der Reflex vieler Menschen,
"das gehört hart bestraft", ist
zwar absolut verständlich. Tat-
sächlich gehört Österreich
aber bereits zu den Ländern
mit harten Strafen bei Sexual-
delikten. Härtere Strafen sind
daher offensichtlich ein unzu-

reichendes Mittel: Sie haben
dieses Verbrechen nicht ver-
hindert. Sie gehen nämlich an
den gesellschaftlichen Ursa-
chen völlig vorbei. Die Versu-
che von FPÖ und BZÖ diese
Stimmung für Law & Order-
Forderungen zu missbrauchen
sind scheinheilig - sind sie
doch sonst für zotige Männer-
sprüche durchaus zu haben.

Regierung spart bei 
Sozialeinrichtungen

Aufgrund einiger spektaku-
lärer Fälle hat zuletzt zwar ei-
ne Sensibilisierung gegenüber
Gewalt an Frauen und Kin-
dern stattgefunden. Doch die
Hilfe für die Opfer ist nach
wie vor gering. Tatsächlich
wird von den Herrschenden
in diesen Bereichen sogar der
Rotstift angesetzt.

Klassengesellschaft 
und sexuelle Gewalt

Warum versuchen Medien
und Politik den Fall als Einzel-
fall darzustellen? Wenn die
Ursachen allein beim "krimi-
nellen Potential" des einzel-
nen liegen, gibt es für die Poli-
tik keine Notwendigkeit,
Missstände aufzugreifen.
Zweifellos ist die Tat von Josef

F. in ihrem Umfang ein Ex-
tremfall und durch nichts zu
entschuldigen oder zu recht-
fertigen. Aber WAS er getan
hat - systematische Vergewal-
tigung, Kidnapping und Frei-
heitsberaubung - kommt we-
sentlich öfter vor: Jedes 3./4.
Mädchen und jeder 7./8. Jun-
ge wird mindestens einmal se-
xuell missbraucht. Die Täter-
Innen (meist Männer) kom-
men zu über 90 % aus dem so-
zialen Nahbereich der Opfer -
als Verwandte bzw. Bekannte
der Familie. Obwohl das be-
kannt ist, wird darüber weit-
gehend hinweggesehen.

Können solche Verbrechen 
künftig verhindert werden?

Wir müssen das Problem an
der Wurzel packen: Es geht
darum, die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen so zu
gestalten, dass Kinder sich frei
und selbstbewusst entwickeln
können. Dass es weder finan-
ziellen noch sozialen Druck
gibt, gewalttätige Beziehun-
gen aufrecht zu erhalten. Dass
Menschen nicht als Eigentum
betrachtet werden.

Wir schlagen vor:

uAusbau von Umfang und

Qualität der Kinderbe-
treuung: Es entspricht dem
Entwicklungsbedürfnis
von Kindern in einer
Gemeinschaft aufzuwach-
sen. So ist ein Kind auch
eher in der Lage, zu erken-
nen, wenn zuhause etwas
falsch läuft. Geschulte
Betreuungspersonen, die
ausreichend Zeit haben, er-
kennen leichter, wenn ein
Kind Opfer von Miss-
brauch ist.

uMehr Geld und Ressourcen
für Sozial- und Kinder-
schutzeinrichtungen: Sie
müssen in Umfang und
Qualität so ausgebaut wer-
den, dass sie Kindern als si-
chere Alternative zur Ver-
fügung stehen.

uMehr Geld und Ressourcen
für Frauenhäuser und Op-
ferschutz.

uDer ÖGB muss für Lebens-
und Arbeitsbedingungen
kämpfen, die Frauen ein
selbst bestimmtes Leben
unabhängig von Eltern/
Partner ermöglichen: Für
günstige Wohnungen, ei-
nen Mindestlohn von
1100.- netto sowie das
Recht auf einen
Vollzeitarbeitsplatz.

uArbeiterInnenorganisa-
tionen müssen - gerade

auch in den eigenen Reihen
- klar gegen jede Form von
Sexismus auftreten: Sexis-
mus ist kein Kavaliersdelikt
- er fördert ein Klima in
dem "so etwas geschehen
kann".

u Frühe Sexualerziehung so-
wie Erziehung zur Selbst-
ständigkeit: Wir wollen
Kinder, die lernen auf die
Grenzen des eigenen Kör-
pers zu achten. Ein Kind
soll und darf "Nein" sagen.

uDazu braucht es mehr als
die Familie: Eine andere
Gesellschaft. Als Sozialist-
Innen treten wir für eine
Gesellschaft ein, in der die
Bedürfnisse von Menschen
vor Konkurrenzdenken
und Profit stehen. Zwar ist
selbst in einer sozialisti-
schen Gesellschaft nicht
ausgeschlossen, dass es
Menschen mit emotiona-
len und psychischen Stö-
rungen gibt. Aber es wird
keine Grundlage für jene
Millionen "familiärer
Gefängnisse" geben, in de-
nen heute so viele Men-
schen misshandelt werden.

Gekürzte Fassung.
Volltext auf www.slp.at
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Wer früher stirbt, 

ist länger tot... 

von Sonja Grusch,
SLP-Bundessprecherin

…und kassiert kür-
zer Pension. Es
folgt eine Anlei-
tung Ihrer Bundes-
regierung, wie Sie
zum perfekten Pen-

sionisten werden:

1) Ernähren Sie sich ungesund
– am besten durch fettes,
schadstoffreiches Essen. Das
erhöht Ihre Chance auf ei-
nen Herzinfarkt. Die
Bundesregierung unter-
stützt Sie dabei, indem Sie
bei den Vorsorgeuntersu-
chungen kürzt.

2) Arbeiten sie zuviel und zu
schwer – umso mehr Stress,
umso besser. Die Regierung
unterstützt Ihre Bemühun-
gen in diese Richtung durch
die Verlängerung der maxi-
malen Tagesarbeitszeit und
eine Förderung prekärer
Jobs.

3) Wenn Sie eine Frau sind,
dann haben Sie leider eine
längere Lebenserwartung.
Aber Gusenbauer & Co. ar-
beiten an der Behebung des
Problems, indem sie dafür
sorgen, dass ihre Mehrfach-
belastung – Familie, Haus-
halt, Beruf, Pflege von Ange-
hörigen – nicht weniger wird.

4) Nehmen Sie sich keine Zeit
für Dinge, die Ihnen Spaß
machen - wenn Ihr Leben in
der Pension einen Sinn hat,
dann hängen Sie zu sehr
daran. Auch hier greift Ih-
nen die Regierung hilfreich
unter die Arme, indem Sie
ihr Leben mit Arbeit füllt
und Freizeit teuer macht.

Wenn Sie dieses Programm
absolvieren, können Sie der
perfekte Pensionist werden.
Nehmen Sie sich an Ex-
Bundespräsident Klestil ein
Vorbild - der ist knapp vor Pen-
sionsantritt gestorben! 

Sollte das Programm aber
nicht geholfen haben, Sie mit
65 noch leben und nicht mehr
arbeiten können oder wollen,
dann haben Buchinger & Bar-
tenstein nun ein Notpro-
gramm vereinbart: Wenn die
Lebenserwartung von 65-Jäh-
rigen um mehr als sechs Mona-
te steigt errechnet eine "Pen-
sionskommission" den Mehr-
bedarf für das Pensionssystem.
Und dann greift der Sozialmi-
nister per Verordnung ein: Der
Mehraufwand wird "verteilt".
Das Pensionsalter und die Bei-
träge werden erhöht, die Pen-
sionshöhe, sowie die jährliche
Pensionsanhebung, reduziert
und am Bundesbeitrag wird
gedreht. Lästige politische De-
batten oder gar Abstimmun-
gen braucht es nicht mehr, weil
ja per Verordnung zu regeln.
Sehr praktisch für die jeweilige
Regierung.Aber noch besser ist
es, wir sterben einfach früher,
dann ersparen wir dem Sozial-
minister die lästige Arbeit.

D e r  S t a n d p u n k t

Stellungnahme der
SLP-Bundesleitung

In den letzten Wochen gab es
eine Reihe von Berichten und
Kommentaren zur Frage einer
neuen politischen Kraft. Die
Erfolge der Linken in
Deutschland geben der Hoff-
nung vieler auf eine neue lin-
ke Partei Nahrung.

Konkrete Schritte statt 
Ausflüchte nötig

Der KP-Steiermark kommt
aufgrund ihrer relativen Stär-
ke in einem Neuformierungs-
prozess eine wichtige Rolle zu.
Parteder (Vorsitzender KP-
Steiermark) hat grundsätzlich
Recht, wenn er meint, eine
solche neue Formation würde
nicht per schlichten Zu-
sammenschluss existierender
Gruppen entstehen. Korrek-
terweise fordert er "konkrete
Aktionen" (Kampagnen ge-
gen Teuerungen, Wohnungs-
not etc.), sieht diese aber im
Widerspruch zu einem sol-
chem, neuen Parteiprojekt.
Doch das Entstehen der "Lin-
ken", genauer der WASG
(Wahlalternative Soziale Ge-
rechtigkeit) in Deutschland
war unmittelbar mit den Pro-
testen gegen Hartz IV  ver-
knüpft. Tatsächlich versteckt
sich die KP-Steiermark hinter
"Kampagne statt Diskussion"

und hinter der Warnung, ein
solches Projekt dürfe nicht
scheitern. Ja, es gibt die Gefahr
des Scheiterns, aber diese wird
nicht verkleinert, indem das
Projekt auf Eis gelegt wird,
sondern indem aus interna-
tionalen Erfahrungen gelernt
wird. Auch die Tatsache, dass
es keinen "österreichischen
Lafontaine" gibt, darf keine
Absage an ein solches Projekt
sein. Bekannte Persönlichkei-
ten helfen, aber sie ersetzen
keine mühsame Aufbauarbeit
(und funktionierende demo-

kratische Strukturen!).

Wie kann es gelingen?

Die SLP sieht es als ihre Auf-
gabe, durch Arbeit in sozialen
Bewegungen und den Ge-
werkschaften sowie durch die
Propagierung der Idee einer
neuen politischen Kraft UND
durch konkrete Schritte, den
Neuformierungsprozess aktiv
zu unterstützen. Wir möchten
in die Debatte auch die Erfah-
rungen mit ähnlichen Projek-
ten in anderen Ländern ein-

bringen. Folgende "Zutaten"
sind für das Gelingen nötig:

1. Eine neue Formation muss
eine aktive, kämpferische
Politik fahren. Sie be-
schränkt sich nicht aufs
Kommentieren, sondern
greift in Kämpfe ein bzw.
initiiert diese auch.

2. Eine neue Formation
braucht demokratische
Strukturen, in denen Indi-
viduen ebenso wie existie-
rende Organisationen sich
einbringen können.

3. Eine neue Formation be-
schränkt sich nicht auf eine
Kritik kapitalistischer Aus-
wüchse, sondern stellt den
Kapitalismus an sich in
Frage. Bleibt sie in der ka-
pitalistischen Logik verhaf-
tet, findet sie sich rasch bei
der Legitimierung von So-
zialabbau wieder.

4. Gerade in Österreich und
angesichts der Stärke der
FPÖ braucht eine solche
neue Formation eine klar
antirassistische Haltung.
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Einzigartig ist das Ausmaß, leider nicht die Tat

Die Zeit ist reif! 

Amstetten: Der Fall F.

Neue linke Partei für ArbeiterInnen und Jugendliche notwendig.
Doch was machen die Kräfte, die es in der Hand haben? 

Eine neue Partei für ArbeitnehmerInnen
und Jugendliche ist notwendig. Nach An-
sicht der SLP sollte sie aktiv, kämpferisch
und sozialistisch sein.



von Albert Kropf, SLP-Wien 

Seit einigen Wochen ist das
Thema Schule wieder in den
Medien vertreten. Auslöser
dafür war nicht die Veröffent-
lichung der neuen PISA-Stu-
die. Es war das Erscheinen des
Buches "Der talentierte Schü-
ler und seine Feinde" von An-
dreas Salcher.

Es liegt am System!

Bei PISA schneidet Öster-
reich schlecht ab. Dabei wird
nicht auswendig gelerntes
Wissen abgeprüft, sondern die
Anwendung von Erlerntem.
Das bricht mit vielen her-
kömmlichen Prüfungsmetho-
den, die auch heute noch z. B.
zu 100 Prozent auf den Uni-
versitäten angewandt werden.
Jedesmal gab es viel Diskus-
sion, geändert hat sich aller-
dings noch nicht viel. Die ver-
antwortlichen PolitikerInnen
schieben sich seit Jahren
gegenseitig den "Schwarzen
Peter" zu. Dabei stand de fac-
to außer Zweifel, dass der
Grund für den Misserfolg ein
"Systemfehler" ist. Bis jetzt.

Bequeme Parolen

Salchers Buch bietet  eine be-
queme Lösung für die Verant-
wortlichen: Es liegt nicht an
den politischen Weichenstel-
lungen, sondern an den Leh-
rerInnen. Seitdem hagelt es
Kritik und Negativbeispiele
werden aufgebauscht. Plötz-
lich gibt es auch schon viele
"gute" Ideen, wie die Qualität
der LehrerInnen (nicht der
Schule oder Ausbildung!) ge-
hoben werden. Ganz oben
steht die "Qualitätskontrolle"
für LehrerInnen. Von Zeit zu
Zeit soll ausgesiebt werden.
Zum Schutz für den talentier-
ten Schüler - versteht sich. Das
wären dann Großteils ältere
LehrerInnen, bei denen z. B.

die Burn-Out Rate eine der
Höchsten im Vergleich zu an-
deren Berufsgruppen ist.

Die Gesellschaft ändert sich

Natürlich gibt es auch wirk-
lich schlechte LehrerInnen. Je-
der/m von uns fällt sofort ei-
ne/r aus der eigenen Schul-
laufbahn ein. Aber darum
geht es jetzt nicht. Über die
Schule und ihre Aufgaben
wird diskutiert seit es die
Schule gibt. Die Schule ist im-
mer ein Spiegelbild unserer
Gesellschaft. In ihr finden sich
nicht nur alle gesellschaft-
lichen Trends wieder, sie sind
teilweise sogar verstärkt. Eine
Gesellschaft, die zunehmend
auf Konkurrenzdruck aufge-
baut ist, darf sich nicht wun-
dern, wenn die Schattenseiten
davon plötzlich auch in der
Schule auftreten.

Auch die "heilige" Familie als
Keim unserer Gesellschaft zer-
bricht an der Realität. Es gibt
nur noch wenige Familien, wo
nicht beide Elternteile arbei-
ten müssen, um die Familie
über Wasser zu halten. Die
durchschnittliche Arbeitszeit
steigt durch Überstunden
bzw. durch Menschen, die
zwei oder drei Jobs zum Über-
leben brauchen. Da bleibt
nicht mehr viel Zeit für die
Kinder und deren Erziehung.

Vor 20 Jahren, als die SPÖ
noch eine ArbeiterInnenpar-
tei war, ist sie für eine ver-
stärkte öffentliche Kinderer-
ziehung eingetreten. Die
Frauen sollten auch die Mög-
lichkeit nach einer Verwirkli-
chung im Berufsleben haben -
und noch wichtiger - sie soll-
ten unabhängig(er) von den
Männern werden. Für die
ÖVP damals tabu. Heute aber
gesellschaftliche Realität nur
mit der wesentlichen Ein-
schränkung, dass es nur unzu-
reichende öffentliche Kinde-
rerziehung gibt!

Jugend ohne Perspektiven 

Ein weiterer wichtiger
Aspekt ist die Perspektivenlo-
sigkeit vieler Jugendlichen
noch in der Schule. Die vor
zwei Jahren wegen ihrer ge-
walttätigen SchülerInnen in
Berlin bekannt gewordene
Rütli-Schule zeigt sehr gut
wohin die Reise geht. Die
überwiegende Mehrzahl der
AbgängerInnen dieser Schule,
wusste, dass sie keine Chance
auf einen Job oder Ausbil-
dungsplatz hat. Und das mit
16 Jahren! Gewalt als Resultat
von Perspektivenlosigkeit.

Eine Studie aus dem Früh-
jahr 2006 zeigt, dass auch in
Österreich 41,5 % der 11- bis
15-Jährigen in den vergange-
nen Monaten zumindest ein-

mal schikaniert wurden. 40,5
% der gleichen Altersgruppe
war innerhalb eines Jahres an
einer körperlichen Ausein-
andersetzung in der Schule
beteiligt (Quelle: GÖD
3/2008).

Gewerkschaftsführung 
ohne Antworten

Fassen wir zusammen. Die
Mehrzahl der Probleme an
den Schulen sind keine schul-
spezifischen Probleme. Es
sind Probleme der Gesell-
schaft, die sich in der Schule
widerspiegeln. Sollen sie ge-
löst werden, müssen sie gesell-
schaftlich gelöst werden. Die
Politik will nur den Druck auf
die LehrerInnen erhöhen, was
sie gestresster und damit si-

cher nicht besser macht.
Die Antworten, die von Sei-

ten der Gewerkschaft (GÖD)
gefunden wurden, gehen in
die falsche Richtung oder
kratzen nur an der Oberflä-
che. Natürlich müssen die jet-
zigen und bald kommenden
Angriffe zurückgeschlagen
werden. Die Forderung nach
der Aufrechterhaltung eines
"differenziertes" Schulsystem
und einer Teilung der Wis-
sensvermittlung in der Schule
und die Erziehung als Aufgabe
der Eltern, hat mit der Realität
nichts mehr zu tun. Stattdes-
sen braucht es eine Schulre-
form zu einer Gesamtschule
mit integrierter Berufsorien-
tierung und -ausbildung.

von Michael Gehmacher,
SLP-Wien 

Mit dem Antritt des neuen
Generaldirektors Klugar gab
die Regierung das Versprechen
ab, kein weiteres Personal ab-
zubauen. Die großspurige An-
kündigung nicht unter die
Zahl von 43.000 aktiven Eisen-
bahnerInnen zu gehen, täuscht
darüber hinweg, wie groß der
Personalmangel bei der ÖBB
inzwischen ist. Der Vekehr
nimmt zu - die ÖBBler werden
immer weniger. Besonders
groß ist der Personalmangel
europaweit bei den Lokführer-
Innen, ein Grund warum in
vielen Ländern LockführerIn-
nenstreiks und -Proteste er-
folgreich waren und sich viele
ÖBBlerInnen Streiks wie in
Deutschland wünschen.

Drastisch auch die Situation
bei den ZugbegleiterInnen:
nicht selten passiert es dass
man auf einer Zugfahrt
Wien/Linz keineN Zugbeglei-
terIn mehr um Auskunft fra-
gen kann. Veräppelt fühlen
sich viele ZugbegleiterInnen
durch eine Werbeaktion der
Österreichischen Beamten
Versicherung - ÖBV, die von
der Gewerkschaft massiv ge-
pusht wird. Im Rahmen der
EURO 08 wird ein "Super-
schutz für VIDA-Mitglieder
angeboten". Für nur acht Euro
im Monat gibt's 10.000 Euro
im Ablebensfall oder - nicht
ganz so dramatisch - zehn Eu-
ro Taggeld ab dem achten
Krankenstandstag. Mit Sätzen
wie: "Man weiß ja nie was für
Hooligans während der Euro
Zugfahren" wird die Unfallver-

sicherung beworben. Das mul-
mige Gefühl vieler Zugbeglei-
terInnen wird einfach zum ab-
cashen ausgenutzt. Dabei wäre
ausreichendes Personal eines
der wichtigsten Dinge, um ei-
nen hohen Sicherheitsstan-
dard gewährleisten zu können.

Auch die Privatisierung und
weitere Einsparungen sind
nicht vom Tisch. Das - hochlu-
krative - Gütergeschäft und die
momentane Entwicklung der
EU fördert die Privatisierungs-
tendenzen. Der Güterverkehr
wird über die "RailCargo
Austria - RCA" (noch 100%ig
in ÖBB-Besitz) abgewickelt.
Die Teilprivatisierung stand
schon im Wahlprogramm der
ÖVP für die NR-Wahl 2002.
Auch jetzt ist das Thema nicht
vom Tisch: die Privatisierung
der RCA ab 2010 ist für ÖVP-

Verkehrssprecher Kukacka
"ein strategisches Ziel".

Mit 2010 soll auch EU-weit
ein weiterer Schritt in der
Schienenlieberalisierung voll-
zogen sein. Das österreichische
Schienennetz wird noch  wei-
ter für alle Verkehrsunterneh-
men geöffnet. Billigstbieter
werden verstärkt zum Zug
kommen. Die Lohnspirale
nach unten dreht sich weiter.

Gerade die europaweiten
Proteste der letzten Monate,
hätten die Chance geboten
international einen Wieder-
stand der EisenbahnerInnen
aufzubauen. Der momentanen
VIDA-Führung fehlt dazu of-
fensichtliche der politische
Wille. Ein Grund mehr, eine
kämpferische und demokrati-
sche Opposition in der VIDA
auf zu bauen.
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Der talentierte Lehrer und seine Feinde

ÖBB trotz Führungswechsel 
weiter unter Beschuss

... oder: sind jetzt die LehrerInnen an allem schuld?
Nachtrag EU-Reformvertrag: 

Industriellenvereinigung jubelt

Die Mainummer ihrer Mit-
gliederzeitung hat die IV ganz
dem Jubel über den ratifizier-
ten EU-Vertrag von Lissabon
gewidmet. Sie sei  stets Motor
"Nr.1" für das Europa, welches
der Vertrag repräsentiere, ge-
wesen. Besonders freut die IV
die klare "Betonung" der
Marktwirtschaft sowie die
Pflicht zur Haushaltsdisziplin.
Die gesamte Ostintegration
war aus Sicht der IV vor allem
eines: Ein gutes Geschäft. Der
nächste Kandidat sei übrigens
schon bereit: Der Beitritt Kroa-
tiens wäre für "Österreich"
(vulgo IV) "ein Gewinn"…

Arbeiterkammer Oberösterreich: 
Wer zahlt, wird schneller operiert!

Das Institut für Höhere Stu-
dien (IHS) hat im vergangenen
Jahr eine Studie zu Wartezeiten
auf geplante Operationen in
Österreich veröffentlicht. Die
Arbeiterkammer Oberöster-
reich hat sich die Ergebnisse für
OÖ näher angeschaut und um
eigene Recherchen ergänzt.
Das Ergebnis: Eine private
Kranken-Zusatzversicherung
wirkt bei weniger dringenden
Fällen beschleunigend. Bei
Hüft- und Knieoperationen
müssen "normale" PatientIn-
nen zwei bis 3,5mal so lang
warten wie privat Versicherte.

Notruf - Rettet die Retter

Rund 60 Krankenwagen mit
Betriebsräten und Beschäftig-
ten des Österreichischen Roten
Kreuzes (ÖRK), der Johanniter
und des Arbeiter-Samariter-
Bundes fuhren am Vormittag
des 21. Mai im Schritttempo
über die Ringstrasse zum Ball-
hausplatz. Mit dieser Aufsehen
erregenden Kundgebung in der
Wiener Innenstadt machten
die privaten Rettungs- und
Krankentransporte auf die zu-
nehmende Verschlechterung
ihrer Einkommen und der Ar-
beitsbedingungen aufmerk-
sam. Rund 100 BetriebsrätIn-
nen und Beschäftigte des ÖRK,
der Johanniter und des Arbei-
ter-Samariter-Bundes (ASB)
traten für einheitliche Stan-
dards in allen Rettungs- und
Krankentransportorganisatio-
nen ein und fordern einen ein-
heitlichen Kollektivvertrag
oder die Satzung des ÖRK-Kol-
lektivvertrags für alle Ret-
tungs- und Krankentranspor-
te. In den letzten Jahren sind
zwei Kollektivverträge entstan-
den, die für den Bereich Ret-
tungs- und Krankentransporte
im ÖRK und bei den Johanni-
tern gelten. Für alle anderen
Rettungs- und Krankentran-
sporte herrscht derzeit ein ver-
tragsfreier Zustand. Außerdem
wurden bei der Kundgebung
unhaltbare Zustände wie 60
Stunden Normalarbeitszeit,
unbezahlte Überstunden und
andere arbeits- und sozial-
rechtliche Missstände schärf-
stens kritisiert.
(Bericht GPA, gekürzt)

Ihr da oben, …

… wir hier unten!

Immer wenn in den Schulen nicht alles
rund läuft, wird nach “besseren” Lehre-
rInnen gerufen. Die Vorbilder,
die die Politik bemüht, sind oft nicht 
die besten.
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Im Windschatten der Euro versuchen Konzerne ihre Profite in die Höhe zu treiben, Innen
Polizeistaat auszubauen und RassistInnen am Stammtisch billige Punkte einzufa

Vorwärts: Kann man sich aus Gewerk-
schaftssicht auf die Euro freuen? 

Prinzipiell natürlich, weil die Euro ein
Großereignis ist. In vielen Betrieben, die
als Zulieferbetriebe tätig sind, gibt es zwar
ein MEHR an Arbeit, dass von den Kolle-
ginnen und Kollegen bewältigt wird, aber
auf der anderen Seite bedeutet diese Ar-
beit natürlich Beschäftigung. Was wir als
GewerkschafterInnen naturgemäß nicht
so positiv sehen, sind die zig-tausend
"Jobs", die hier rund um die Euro entste-
hen. Es sind eben keine Arbeitsplätze,
sondern "Jobs". Da werden mit ungelern-
tem Personal oder mit Studentinnen und
Studenten Hilfsdienste erledigt, die unzu-
reichend bezahlt werden und kaum ver-
traglich abgesichert sind. Wie immer hat
auch diese "Medaille" zwei Seiten. Auf der
einen Seite das Positive, dass Menschen
unterschiedlichster Nationen sich hier zu
einem großen Sportereignis treffen und
wie ich hoffe, friedlich gemeinsam feiern.
Auf der anderen Seite, dass es natürlich
hier Unternehmer gibt, die ihre große
Chance wittern, um mit primitiven Aus-
beutermethoden ihren Gewinn zu ma-
chen.

Vorwärts: Welche Angriffe auf arbeitsrecht-
liche Standards gab es im Namen der Euro
bereits? Was ist da noch zu befürchten? 

Die lange Debatte rund um das Offenhal-
ten der Geschäfte.Als Gewerkschafter füh-
re ich diese Debatte rund um den Laden-
schluss nun schon seit Jahren. Als aktiver
Fußballfan weiß ich allerdings, dass das
Argument der Handelsbetriebe, wenn am
Sonntag gespielt wird, muss auch am
Sonntag offen sein, vollkommen daneben
ist. Menschen, die sich am Sonntag Nach-
mittag ein Spiel anschauen, sind meistens
Stunden vorher in Stadionnähe. D.h. wer
hier einkaufen will, muss ja das Eingekauf-
te vorher ins Hotel bringen. Trotzdem ar-
gumentieren die großen Handelsunter-
nehmen weiter in diese Richtung. Es liegt
auf der Hand, dass es hier nicht um Fuß-
ballfans geht, die einkaufen wollen, son-
dern hier ein genereller Versuch gestartet
wird, die Sonntagsöffnung mit dem EM-
2008-Beispiel durchzuboxen. Oft wurde
das Argument vorgebracht: "Es ist doch
widersinnig ein Einkaufszentrum neben
dem Happel-Stadion zu errichten, dass
dann während der Spiele geschlossen ist!"
Das Argument wird seid drei Wochen
nicht mehr verwendet, weil die Leitung
des Einkaufszentrums beim Station be-
schlossen hat, dass sie von sich aus kein
Interesse haben, am Sonntag während der
Spiele zu öffnen. Man sieht an diesem Bei-
spiel sehr deutlich, dass es in dieser Dis-
kussion nur darum geht, auch den letzten
arbeitsfreien Tag zu eliminieren.

Vorwärts: Wie versucht der ÖGB dagegen
aufzutreten? Wie wurde das Angebot bislang
aufgenommen? 

Wir haben die Kampagne "Fairplay at
work" gestartet. Bei dieser Kampagne geht
es um mehrere Punkte:
1. Wir machen die Fußball-EM! Wir prä-
sentieren Menschen, welche Dienstlei-
stungen erbringen oder Produkte erzeu-
gen, die im Zusammenhang mit der Euro-
pameisterschaft stehen. Wir beachten hier
speziell den Gender-Aspekt und den mi-
grantischen Hintergrund.
2. Die Hotline 0800 577 744. Der ÖGB bie-
tet eine Gratis-Hotline an. Sie ist eine zen-
trale Nummer für arbeitsrechtliche Fra-
gen. Die Nummer kann aus ganz Öster-
reich gratis angerufen werden. Die Hotli-
ne ist gut frequentiert, die meisten Anrufe
werden aber erst nach der EM erwartet.

Willi Mernyi ist Leiter des Referats für Kampagnen,
Projekte und Zielgruppen des ÖGB. Er ist gelernter
Starkstrommonteur, Kulturmanager und NLP-Coach.

“Hier wird der Versuch gestartet, die  
Sonntagsöffnung mit der Euro durchzuboxen”
Interview mit Willi Mernyi von der ÖGB-Kampagne fairplayatwork

Unser Spiel – Hände w
Fußball im Eurojahr

von Harald Mahrer, SLP Wien

Seit Wochen schon trommeln die bekannten
“Sportartikelhersteller” Kellys, Gösser und
McDonalds, dass echtes Euro-Fieber nur mit ih-
ren Produkten aufkommen könnte. Fußball ist
in den letzten 20 Jahren ein Megageschäft ge-
worden, der Weltverband FIFA macht mehr
Umsatz als die größten Konzerne der Welt.

In Österreich versuchen die Handelskonzerne,
die Sonntagsöffnung im Namen der Euro 2008
durchzupeitschen. Die Gewerkschaft argumen-
tiert zwar dagegen, unternimmt aber letztlich
nichts Wirkungsvolles.

Mitsprache der Fans?

Wenn die Fans, Mitsprache bei ihren Vereinen
einfördern, werden sie von den Managern be-
stenfalls verhöhnt. Uli Hoeneß, mehrfacher Ma-
nager des Jahres in der deutschen Bundesliga,
ließ mit den berühmten Worten “Was glauben
wir eigentlich, wer wir sind” die Bayern-Fans
wissen, dass sie nicht allzu viel zählen. In Eng-
land kostet ein Matchbesuch für eine vierköpfi-
ge Familie mittlerweile EUR 250,–; mehr als
sechs mal so viel wie ein Kinobesuch. Vor
20 Jahren war Fußball noch günstiger als
Kino (siehe auch Interview mit John
Reid). In Deutschland werden gerade
die Beginnzeiten “fernsehfreundlich”–
wegen der Werbeeinnahmen – neu
festgesetzt. Zweitligaspiele sollen
nun sonntags um 12.30 Uhr Mittag
angepfiffen werden. Ein Affront
für jene Fans, die ihre Mann-
schaften im Stadion an-
feuern wollen. Bei der
Euro wird den Fans
verboten, Sta-
dien mit

Trikots, die Werbeaufschriften von Konkurren-
ten der offiziellen Sponsoren tragen, zu betreten.

Fußball: Ein Spiel für Reiche?

Traditionell ist Fußball ein Sport der Arbeiter-
Innenklasse, in England wird er auch als “Ballett
der ArbeiterInnenklasse” bezeichnet. Die
SpielerInnen kommen auch noch immer vor al-
lem aus diesem Millieu, bei den Stadienbesuche-
rInnen ist jedoch ein Wandel feststellbar.“Wenn
ich den Rasen betrete, sehe ich auf der Tribüne
Typen in schwarzen Anzügen, als ob sie zur Be-
erdigung kommen.”, meinte der französische
Star Didier Deschamps anlässlich eines Großer-
eignisses. Er hat nicht ganz unrecht. Bei diesen
Eintrittspreisen können sich nur Besserverdie-
ner die Karten leisten, dem “gemeinen Volk”
bleibt zunehmend nur der Fernsehschirm. In
den offiziellen Fanzonen werden die Fans abge-
zockt und dem Konzernterror ausgesetzt. Hier
könnte eine ArbeiterInnen-Fanzone – organi-
siert von den Gewerkschaften – mit normalen
Getränke- und Essenspreisen, die für Fans aller
Nationalitäten offen ist, für Abhilfe sorgen.

Fest der Völker oder dumpfer Rassismus

Fußball ist internationaler gewor-
den, in vielen Ligen spielen Stars
aus den verschiedensten Ländern.
Auch in den Nationalteams finden
sich zunehmend Spieler, deren El-
tern Einwanderer waren. Diese

Entwicklung dämpft den offenen Rassismus in
vielen Stadien, dennoch gibt es im Windschatten
des Fußball auch immer wieder negative Beispie-
le. Der Brigittenauer Bezirksvorsteher-Stellvertre-
ter Gerhard Haslinger (FPÖ) schreibt allen Ernstes
in der Bezirkszeitung: “Gelebter Patriotismus ist
gefordert und wer nicht mit 100 Prozent zu seiner
Nationalmannschaft steht, kann schon aus dem
eigenen Volk mit Konsequenzen rechnen. ... Eine
herrliche Zeit! Man darf ungestraft zeigen, dass
man auf seine Nation stolz ist und man darf öf-
fentlich sein Land lieben. ... Die gepredigte Vielfalt
weicht der Nation, das Miteinander zerfällt zu
Gegnern.” So viel Stumpfsinn richtet sich wohl
von selbst. Die überwiegende Mehrheit der Fuß-
ballinteressierten freut sich auf spannende Spie-
le, tolle Tricks und geniale Tore. Ohne Hass auf
vermeintliche Gegner lässt es sich auch gleich viel
besser jubeln. Allein schon deshalb sollten Fuß-
ballfans selbst dafür sorgen, dass rassistische Pro-
vokateure aus ihren Kurven geworfen werden.

Gewalt gegen Frauen

Im Zuge von Welt- und Europameisterschaften
im Männerfußball konnte in einer Studie in Eng-
land nachgewiesen werden, dass zu diesen Zei-
ten, die Gewalt an Frauen um 30% zunimmt.
Zwar versucht die österreichische Bundesregie-
rung mit ihrer Kampagne gegen Männer-Gewalt
da gegenzusteuern. Mehr Fördergelder – oder
bloß die Höhe derFördergelder aus der Vor-Blau-
Schwarz-Ära – für Fraueninitiativen,Frauenhäu-
ser oder Selbsthilfegruppen gibt es aber natürlich
nicht. Und die Polizei ist sowieso mit was ganz
anderem beschäftigt.

Polizeistaat gegen Hooligans

Eine kleine Minderheit von Fans dominieren
mit gewalttätigen Auseinandersetzungen oder

rassistischen Aktionen die Medienberichter-
stattung. Dies wird von den Innenministern in
allen Ländern dazu missbraucht, immer schär-
fere Polizeistaatsmethoden auf den Fußball-
plätzen anzuwenden. Videoüberwachung, na-
mentlich ausgestellte Eintrittskarten, Präven-
tivhaft, Grenzkontrollen trotz Schengen-Ab-
kommen, Hooligan-Dateien, ... all das führt
zum gläsernen Fußballfan. Im Fußball ist heute
vieles möglich, was unter “normalen Umstän-
den” niemals geduldet würde. In Deutschland,
Italien und England werden diese Maßnahmen
aber bereits gegen Linke eingesetzt, die mit Fuß-
ball gar nichts zu tun haben. Hier droht die Ein-
führung des Überwachungsstaates durch die
Hintertüre. Die polizeiliche Repression und
nicht selten Provokation fördert letztlich die
Gewalt, wie beim Wiener Derby im Frühjahr
2007 gut zu sehen war. Martialische Robo-Cops
marschierten in die Rapid-Kurve, worauf dort
die Bänke aus der Verankerung gerissen wurden
und den Polizisten um die Ohren flogen.

Die SLP fordert:

u Für eine vereinsübergreifende, bundesweite
Faninitiative, die die Fan-Interessen gegen
die Geschäftermacher im Fußball vertritt.

u EUR 10,– Eintritt sind genug.
uNein zur Polizeirepression in und um die

Stadien. Nein zu Hooligan-Dateien, Präven-
tivhaft und ähnlichen Maßnahmen.

u Selbstverwaltete Fan-OrdnerInnen-Dienste,
die gegen Gewalt und rassistische Provoka-
tion in den Fankurven vorgehen. Nur die
Fanklubs selbst können Stadionverbote aus-
sprechen und auch durchsetzen.

u Eine Intiative von FußballspielerInnen und
Fans aus unterschiedlichen Herkunftslän-
dern, die an Schulen und Berufsschulen eine
antirassistische Kampagne durchführen.
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nminister den
ahren.

V E R A N S T A L T U N G

Vorwärts: Fiebert ein eingefleischter Fußball-Fan
aus London der Europameisterschaft entgegen,
obwohl die sich die "Three-Lions" nicht qualifi-
zieren konnten?

Da keine Mannschaft aus Britannien oder Ir-
land für die Euro 2008 qualifiziert ist, ist auch we-
niger Enthusiasmus für das Turnier zu spüren.
London ist jedoch eine der kosmopolitischsten
Städte der Welt, in der viele Menschen aus allen
qualifizierten Nationen leben, die die Pubs und
Bars füllen und die Spiele mitverfolgen werden.

Vorwärts: Welche Erfahrungen mit der Europa-
meisterschaft haben die Fans in England bei der
Meisterschaft 1996 gemacht? Wie erging's den
tausenden ArbeiterInnen, die zum Gelingen der
Veranstaltung beigetragen haben?

Bei der Euro 1996 herrschte Karneval-Stim-
mung. Wenn England spielte, gab es Straßenfe-
ste. Der Trafalgar Square im Zentrum Londons
war gesteckt voll mit Fans, die auf Riesenlein-
wänden die Spiele sahen. Die Boulevard-Presse
versuchte jedoch mit beleidigenden Artikeln ge-
gen Spanien und Deutschland alte Ressenti-
ments aus der britischen Militärgeschichte auf-
zuwärmen. Wir konnten zahlreiche Exemplare
von "Reclaim the Game" vor den Stadien, in de-
nen Spiele stattfanden, verkaufen.

Vorwärts: In der englischen Premier-League steckt
das meiste Kapital im europäischen Fußball.
Doch erst heuer drückt sich diese Dominanz auch
in der Champions-League durch drei Klubs unter
den letzten vier aus. Spielt Geld nun doch besse-
ren Fußball?

Aus einem TV-Vertrag, der drei Jahre bis 2010
läuft, bezieht die Premier League £ 1,7 Milliar-
den (EUR 2,13 Mrd.), dazu kommen noch ein-
mal £ 625 Millionen (EUR 781 Mill.) aus Aus-
lands-TV-Rechten und weitere £ 400 Millionen
(EUR 500 Mill.) für Internet- und Handy-Rech-
te. Die Premier-League wird in 600 Millionen
Haushalte in 202 Ländern übertragen. Eine
Milliarde Menschen verfolgten die Begegnung
zwischen Arsenal und Manchester United in der
Saison 2007/2008.

Geld und Erfolg hängen in allen europäischen
Ligen zusammen. Die reichsten 20 Klubs domi-
nieren den Fußball, in ihren jeweiligen Ligen
und auch auf europäischer Ebene.

Die Premier League und andere europäische
Top-Ligen kaufen seit einem Jahrzehnt die be-
sten jungen Talente aus Afrika und Lateiname-

rika, sogar kommerzielle Rechte über Kinder
werden gekauft. Das ist eine neue Form des Ko-
lonialismus und der Fronarbeit.

Vorwärts: Was haben Fans und Spieler von den
enormen Summen, die in ihren Sport investiert
werden? Dein Klub, die Queens Park Rangers, hat
eigene Erfahrungen mit dem großen Geld. Er
wurde 2007 von Flavio Briatore und Bernie Ec-
clestone gekauft. Wie sind die Aussichten für die
R's aus deiner Sicht?

Die giganischen Summen, die in den Fußball
fließen, bringen dem normalen Fan nichts. Die
Fans werden abgezockt; ein Match-Besuch mit
PartnerIn und zwei Kindern kostet zwischen £
100,– und £ 200 (EUR 125,– – 250,–). Ein Kino-
besuch käme auf £ 40,– (EUR 50,–).Vor der Ein-
führung der Premier League war ein Matchbe-
such günstiger als Kino. Die hohen Ticketpreise
verwehren der jungen Generation den Zugang
zum Fußball. Nur rund 7% der Saisonkarten-
BesitzerInnen sind zwischen 16 und 24 Jahre.
Der durchschnittliche Saison-Ticket-Besitzer
ist 44. Die Fans aus der ArbeiterInnenklasse
wurden durch Besserverdiener ersetzt. Eine
neue Untersuchung zeigt, dass 30% der Chel-
sea-Fans mehr als £ 50.000,– im Jahr verdienen.
Im Durchschnitt verdienen BritInnen £
25.000,– im Jahr.

Die Spielergehälter sind um 900% seit der Sai-
son 1992/93, der ersten Premier League Saison,
gestiegen. Im Durchschnitt verdienen Spieler
derzeit £ 700.000,– (EUR 875.000,–) pro Jahr,
die Top-Spieler bekommen allerdings mehr als £
100.000,– (EUR 125.000,–) pro Woche. Aller-
dings endet für drei Viertel aller Spieler Ihre Kar-
riere bereits mit 21 Jahren; zum alten Eisen ge-
worfen, oftmals ohne andere Berufsausbildung.

Sogar wenn ein Milliardär einen Verein über-
nimmt – und bei den Queens Park Rangers ha-
ben wir sogar zwei davon – bleiben die Fans am
Ende übrig. Die Eintrittspreise für die nächste
Saison steigen bei uns zwischen 30 und 50%. Im
Bereich des Breitensports wurden 1.500 Schul-
sportplätze während der neoliberalen Regent-
schaften von Thatcher und Blair an Immobi-
lienhaie und Supermarktketten mit großem
Profit verkauft.

Vorwärts: Exorbitante Eintrittspreise, die Ab-
schaffung der Stehtribünen und die Unterord-
nung unter Investoreninteressen führen zu einer
Entfremdung zwischen Fans und ihren Klubs.
Gibt es in Britannien Fan-Initiativen, die sich ge-
gen diese Entwicklungen stellen?

In der Saison 2002/2003 wurde Wimbledon
FC von London ins 50 km entfernte Städtchen
Milton Keynes verlegt und firmiert nun unter
dem Namen MK Dons. Die Fans gründeten dar-
aufhin den AFC Wimbledon, der nun in den un-
teren Ligen durchmarschiert und regelmäßig
mehr als 3.000 Besucher anzieht. Der FC United
of Manchester entstand in Opposition gegen die
Übernahme von Manchester United durch ei-
nen amerikanischen Konzern. Auch dort kom-
men sehr viele Menschen, die vom Kommerz-
fußball genug haben, zu den Spielen. Dieser
Trend gewinnt an Fahrt. Ein ähnlicher Schritt
wurde ja auch bei euch in Österreich von den
Fans der Salzburger Austria gesetzt, als ihr Ver-
ein vom neuen Eigenümer Red Bull einfach um-
benannt und neu eingefärbt wurde.

Vorwärts: Fußballfans im Allgemeinen, im Beson-
deren aber die britischen, sind gefürchtet, weil sie
angeblich gewalttätig sind. Wie siehst du das Pro-
blem der Gewalt in und um die Stadien?

Gewalt ist im britischen Fußball mittlerweile
eine vernachlässigbare Größe. Die miserablen
Bedingungen, unter denen viele Burschen in
Britannien leben müssen – Arbeitslosigkeit,
schlechte Wohnungen, niedrige Löhne und lan-
ge Arbeitszeiten führten traurigerweise dazu,
dass eine kleine Minderheit, Kämpfe mit rivali-
sierenden Fangruppen als einzige Form der
Unterhaltung ansieht. Diese Energie und diese
Wut wäre besser gegen die Bosse, die sie bei der
Arbeit ausbeuten und auch ihre Vereine führen,
gerichtet.

Vorwärts: In vielen Kurven werden rassistische
Schmährufe skandiert. Wie beurteilst du das Pro-
blem Rassismus unter Fußballfans?

Offener Rassismus ist im englischen Fußball
heutzutage sehr selten, da die Mehrheit der
Spieler Schwarze sind oder aus anderen Län-
dern kommen. Sie werden als Helden verehrt.
Nichtsdestotrotz sind nur zwei schwarze Mana-
ger in den insgesamt 92 Profivereinen Englands
zu finden. Nur rund 2% der Match-BesucherIn-
nen sind schwarz, dies ist Ergebnis des wider-
wärtigen Rassismus', der im britischen Fußball
vor 20 Jahren noch exisiterte.

Wir fordern in diesem Zusammenhang, die
Unterbindung von Verteilaktionen von rassisti-
schem und faschistischem Propagandamaterial
in und vor den Stadien. Zuschauer, die dauernd
rassistische Gesänge und Parolen grölen, sollen
aus den Fankurven entfernt werden. Spieler

sollten in die Schulen gehen und dort gegen
Rassismus auftreten und schwarze, asiatische
und weiße Jugendliche ermuntern, gemeinsam
zu den Spielen zu kommen – natürlich unter-
stützt durch die Verteilung günstiger oder ko-
stenloser Eintrittskarten.

Vorwärts: Wie sollte Fußball deiner Meinung
nach organisiert werden? Wie siehst du die Zu-
kunft des Fußball? 

Die Fans sollten nicht bloße Besucher der
Spiele sein, sondern ihre Vereine selbst führen.
Pay-TV sollte vergesellschaftet werden, um den
Sport günstig in die Wohnzimmer der Men-
schen in aller Welt zu bringen. Die Vereine wä-
ren offen für Fans unterschiedlicher Begabung,
hätten Mannschaften für unterschiedliche Al-
tersklassen und Begabung, Frauenmannschaf-
ten und Mannschaften für behinderte und nicht
behinderte SpielerInnen. All diese Mannschaf-
ten könnten sich in unterschiedlichen Ligen
untereinander messen. Es würde sich alles um
Zusammenarbeit und Beteiligung drehen.

Profispieler erhielten einen Facharbeiterlohn,
der nach der Wertigkeit der Liga differenziert
würde. Die Profitgier wäre Vergangenheit und
die Fans könnten Topspiele für einen symboli-
schen Eintrittspreis besuchen. Der Kampf um
das Spiel zurück zu gewinnen, ist eng verbun-
den mit dem Kampf, die Gesellschaft von der
kapitalistischen Ausbeutung zu befreien und ei-
ne sozialistische Gesellschaft, die auf internatio-
naler Solidarität beruht, zu errichten.

John Reid ist Autor von "Reclaim the Game" ("Das Spiel zu-
rückfordern"), Sekretär der Queens Park Rangers Loyal Sup-
porters Association, Funktionär der "Football Supporters Fe-
deration", Gewerkschafter in der RMT (Eisenbahner) und seit
über 30 Jahren Sozialist in den Reihen des Komitees für eine
ArbeiterInnenInternationale (CWI).

EURO 2008: Unser Spiel – Ihr Profit

Sonntag, 8. Juni 
15.30 Uhr | Amerlinghaus

Podiumsdiskussion
mit John Reid und Irene Müller (SLP) 

anschließend Übertragung 
„Österreich-Kroatien“

“Die gigantischen Summen, die in den Fußball 
fließen, bringen dem normalen Fan nichts.”
Interview mit John Reid, Gewerkschafter und Sozialist, Autor von “Reclaim the Game”, Fanclub-Sekretär
bei den Queens Park Rangers und Vertreter der vereinsübergreifenden “Football Supporters Association”.

weg!
Reclaim the Game

von John Reid,Taschenbuch, 84 Seitenin englischer Sprache
7. Auflage; 2005

ISBN: 1870958357

Bestellungen an:
slp@slp.at

Online Version aufhttp://www.socialistparty.org.uk/ReclaimTheGame/ReclaimtheGame.htm



Abo bestellen!

Tel.: 01/524 63 10
oder EUR 18,00* 
an PSK 8812.733 

überweisen.

Namen, Anschrift und 
Kennwort “Abo” 
nicht vergessen!

*Sozialpreis für Menschen ohne 
eigenem Einkommen EUR 10,00

Alle Preise für 10 Ausgaben 
inkl. Porto und Versand

Wer die Jugend hat,
hat die Zukunft

(W. I. Lenin)

Liebe Vorwärts-LeserInnen,

Seit der SLP-Gründung  im
Jahr 2000 spielen Jugendliche
eine zentrale Rolle in unserem
Parteileben. Wir waren zudem
an allen wichtigen SchülerIn-
nen- und Studierendenbewe-
gungen der letzten Jahre aktiv
beteiligt. Ebenso war die SLP
die einzige Partei, die eine
Kampagne gegen die Durchlö-
cherung des Kündigungsschut-
zes bei Lehrlingen geführt hat.

Aus der Überlegung heraus
"jugendlichen Anliegen" noch
stärker in der Zeitung eine
Plattform zu bieten, wurde die
Idee einer Jugendseite geboren,
die zu einem fixen Bestandteil
des Konzepts werden soll. Na-
türlich sollte die Verantwor-
tung für die Jugendseite bei
jüngeren SLPlern liegen, was
auch gelang. Es wurde eine Ju-
gend-Redaktion gegründet, be-
stehend aus Martin Ramberger
und Sebastian Kugler, die sich
eigenständig um die Themen
und AutorInnen kümmern.

Diese Erneuerung konntest/
konnten du/Sie, liebeR Vor-
wärts-LeserIn, in den letzten
zwei Ausgaben des Vorwärts in
Augenschein nehmen. Da uns
auch die Interessen und Mei-
nungen unserer LeserInnen
wichtig sind, kann man Anre-
gungen oder Beschwerden an
jugendseite@slp.at senden.

Deine/Ihre Jugendredaktion

von Sebastion Kugler,
SLP-Wien

Musik war schon immer ein
beliebtes und effektives Me-
dium um politische oder reli-
giöse Überzeugungen weiter-
zugeben. In der Pop-Musik
gibt es seit ihrem Bestehen ein
klares Übergewicht der antifa-
schistischen und antikapitali-
stischen Texte und KünstlerIn-
nen. Rechtsextreme, nationali-
stische oder faschistische Mu-
sikerInnen konnten sich bisher
wenig bis gar nicht mit ihren
menschenverachtenden Tex-
ten im Mainstream behaupten.
Aber auch der dümmste Skin-
head kommt irgendwann auf
die Idee, dass er seine Ideologie
mit einer Gitarre vielleicht bes-
ser anbringt als mit einem Ba-
seballschläger.

Phänomen "Rechtsrock"

Die 1980er Jahre markierten
den Anfang des so genannten
"Rechtsrock". Die britische
Band "Skrewdriver" war der
Vorreiter der internationalen
"Blood and Honour" Szene,
und bald erreichte das Phäno-
men "Rechtsrock" auch
Deutschland. Die Platte "Der
nette Mann" von der Band
"Böhse Onkelz" war die erste
Rockplatte, die wegen national-
sozialistischer Inhalte beschlag-
nahmt wurde. Auf ihr finden
sich unter anderem Textstellen
wie: "Wir sind die bösen
Jungs/und herrschen mit der
Rechten/wir sind die Herrscher
und die Könige der Macht/ge-

meinsam werden wir die Welt
regieren/…/heute gehört uns
Deutschland, morgen die ganze
Welt." Die "Onkelz" distanzier-
ten sich nach einiger Zeit von
dieser Platte, sie verdienen je-
doch nach wie vor an ihr.

In den 1980er Jahren blieb
rechtsextreme Musik jedoch ein
Randgruppenphänomen. Das
Epizentrum des Rechtsrock
markierte damals das rechtsex-
treme Plattenlabel "Rock-O-
Rama". Im Zuge von starkem
antifaschistischen Widerstand
verlor das Label jedoch an Be-
deutung. Rechtsextreme Musik
war deshalb nicht tot, im
Gegenteil. Nach der Wiederver-
einigung Deutschlands radika-
lisierte sich die rechte Musiksze-
ne zunehmend. Es gab einige,
im Musikbusiness erfolgreiche
rechte Bands, zum Beispiel
"Störkraft", die Anfang der
Neunziger Jahre sogar im Fern-
sehen auftreten konnte.Andere,
wie zum Beispiel "Landser",ver-
suchten erst gar nicht, eine Indi-
zierung ihrer Platten zu verhin-
dern, verherrlichten unverhoh-
len den Nationalsozialismus
und riefen zur Gewalt gegen
MigrantInnen auf. Heute erle-
ben wir,dass rechtsextreme Mu-
sik so stark ist wie selten zuvor.
Schätzungen zufolge veröffent-
lichten circa 380 deutsche
Bands im Zeitraum zwischen
1990 und 2004 annähernd
1.000 Rechtsrock-Platten.

"Schulhof-CDs"

Rechtsradikale Musik gilt als
“Einstiegsdroge” in die rechte

Szene, das wissen auch die Na-
zis. In Deutschland versuchten
2004 Rechtsradikale aus dem
Lager der "freien Kamerad-
schaften", durch so genannte
"Schulhof-CDs" SchülerInnen
mit ihrem Gedankengut zu in-
fizieren. Sie verteilten vor
Schulen einen Sampler mit
dem Namen "Anpassung ist
Feigheit. Lieder aus dem
Untergrund". Auf ihm befan-
den sich Songs von einschlägi-
gen rechtsextremen Bands wie
"Noie Werte", "Frontalkraft"
oder "Spirit of 88". Nachdem
der Sampler verboten worden
war, boten die Nazis ihn auf ei-
ner Website zum Download an
und machten die Jugendlichen
durch Plakataktionen nahe der
Schule darauf aufmerksam.
Die Rechtsradikale NPD nahm
diese Idee sofort auf und pro-
duzierte für die Wahlen für den
sächsischen Landtag eigene
Schulhof-CDs, die vor allem
das "junge Wählerpotential"
ansprechen hätten sollen. Ihr
Sampler "Schnauze Voll? Wahl-
tag ist Zahltag!" enthält Songs
derselben "Künstler", die be-
reits auf der ersten Schulhof-
CD zu finden waren. Auch für
den Bundestagswahlkampf
2005 verteilte die NPD über
20000 Exemplare des Samplers

"Der Schrecken aller linken
Spießer und Pauker". Wieder
waren beinahe dieselben Bands
darauf vertreten wie bei der
letzten Verteilaktion.

Salonfähiges Spiel 
mit faschistischer “Ästhetik”?

Es gibt jedoch auch Bands,
die sehr wohl im Mainstream
erfolgreich sind und mit zwei-
felhaften Attitüden auf sich
aufmerksam machen. "Ramm-
stein" beispielsweise spielen
sehr mit faschistischer “Ästhe-
tik”. In dem Video zu ihrem
Song "Stripped" (einem "De-
peche Mode"-Cover) verwen-
den sie Bildmaterial von Leni
Riefenstahl. Auf ihr Spiel mit
der NS-”Ästhetik” antworten
"Rammstein", dass sie nicht ins
rechte Eck gestellt werden wol-
len und dass das ganze eher als
Provokation gedacht war. 2001
veröffentlichten "Rammstein"
den Song "Links 2 3 4" mit dem
sie sich von allen Anschuldi-
gungen distanzieren und zei-
gen wollen, dass sie "links"
sind. Von Projekten wie "Rock
gegen Rechts" halten sie sich
jedoch trotzdem fern. Viel-
leicht aus Angst, einen Teil ih-
rer Hörerschaft zu vergrämen.
Rechtsextreme Musik wird
auch in Zukunft ein Problem
sein - solange die rechte Szene
nicht auf allen Gebieten offen-
siv ausgegrenzt und bekämpft
wird. Jugendliche müssen hier
selbst aktiv werden: Kein
Raum, keine Sendezeit, keine
Bewerbung, kein Plattenver-
kauf (...) für Rechtsrocker!
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LINZ
jeweils Montag, 18.00 Uhr, 
“Alte Welt”, Linz, Hauptplatz 4

NIEDERÖSTERREICH 
nicht regelmäßig, 
Infos: Tel. 01/524 63 10 oder slp@slp.at 

SALZBURG
Salzburg Stadt
jeweils Donnerstag, 19.00 Uhr, 
“Shakespeare”, Salzburg, 
Hubert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz) 

Hallein
jeweils Montag, 18.30 Uhr, 
“Lechenauers”, Molnarplatz 16

Radstadt
SLP-Treffen erfragen unter 0664 7831367

KLAGENFURT
jd. 1. Dienstag im Monat, 18 Uhr, 
Jugendherberge - Neckheimgasse 6 

WIEN
Jugend-Gruppe 
jeden Montag um 18 Uhr,
Amerlinghaus, 7., Stiftgasse 8, 
(U2, U3 Volkstheater, 48A, 49)

SLP Wien-West
jeden Mittwoch um 19 Uhr,
Fünfhauser Stüberl, 15., Löhrgasse 13,
(U3, U6 Westbahnhof)

SLP Wien-Nord
jeden Donnerstag um 19 Uhr,
Piwnica, 20., Jägerstr. 38, 
(U6 Jägerstraße, U4 Friedensbrücke)

SLP Wien-Süd
jeden Donnerstag um 19 Uhr,
Rüdigerhof, 5., Hamburgerstraße 20, 
(U4 Pilgramgasse) 

In Ihrer Nähe gibt es noch keine SLP-Gruppe?
Wir unterstützen Sie gerne als individuelles
Mitglied beim Aufbau von Aktivitäten.

DIE SLP-TREFFPUNKTE

Phänomen “Rechtsrock”

UUnnsseerree  AArrbbeeiitt  kkoosstteett  GGeelldd.. Da-
her bittet die SLP um Spenden.
Am besten regelmäßig (Dauer-
auftrag). Ab EUR 7,– pro Monat
gibt’s alle Publikationen der SLP
(inkl. Broschüren) per Post nach
Hause – ein “All-Inclusive-Abo”
eben.                PPSSKK  88881122..773333

S P E N D E N

So lässt sich die Arbeit der
SLP im Mai beschreiben. Das
begann schon am 30. April,
biem traditionellen Fackelzug
der Sozialistischen Jugend.
Dort präsentierten wir unsere
neue Rassismus-Broschüre mit
einem eigenen Straßentheater.
Am 1. Mai war bei den SPÖ-
Aufmärschen in Wien und Linz
schlechte Stimmung spürbar.
Das politische Misstrauen ge-
gen die Regierung und ihre Po-
litik wurde noch vom schlech-
ten Wetter verstärkt.Phantasie-
voll der SPÖ-Umgang mit der
TeilnehmerInnenanzahl (bei
5.000 – max.10.000 Teilnehmer-
Innen gab die Parteiführung

100.000 an): "Wenn des am
Rathausplatz mehr wie 100.000
waren, dann war bei der Rapid-
meisterfeier ganz Wien",
brachte ein SP-Gewerkschafter
die Zahlenkosmetik auf den
Punkt. Die SLP thematisierte
die Frage nach einer neuen lin-
ken Partei. Mit einem Riesen-
transparent und einer eigenen
Kundgebung – gemeinsam mit
der Plattform für kämpferische
und demokratische Gewerk-
schaften – die auf reges Interes-
se stieß legten wir mehr denn je
wert auf klare politische Bot-
schaften. In Salzburg war die 1.
Mai Demo traditionell klein,
ÖGB und SPÖ reduzieren sich

dort auf ’s Frühschoppen. So
wurde die Demo stark von un-
serem kämpferischen Block ge-
prägt. Einige linke Jugendliche
sind jetzt mit uns im Gespräch.
Insgesamt verkauften wir am 1.
Mai 500 Ausgaben des Vor-
wärts. Allein 46 davon in Graz
(wo nur die KPÖ und andere
Linke marschieren).

Geschichte der ArbeiterInnen-
bewegung und Mai 68

Kreativ war auch das gut be-
suchte Pfingstseminar in Pe-
tronell/Carnuntum. Es ging
um die Geschichte der österrei-
chischen ArbeiterInnenbewe-

gung. Wir näherten uns dem
Thema nicht nur mit Referaten
sondern auch mit drei Ausga-
ben einer eigenen "Seminar-
Zeitung", einem SLP-Flugblatt
zum Justizpalastbrand, impro-
visierten Liedern und Theater-
stücken sowie einem Quiz.

Am 21. 5. hatten wir eine sehr
gute besuchte Veranstaltung
zum Mai 68 mit dem Buchau-
tor Fritz Keller (Mai 68 eine re-
volutionäre Viertelstunde).
Dazu gab es eine Signierstunde,
ein 68-Bilderrätsel, lustige Be-
richte uvm. Mit "kreativen"
Cocktails am Südwindstraßen-
fest (der Erlös dient zur Unter-
stützung internationaler sozia-

listischer Arbeit) ließen wir den
Mai ausklingen. Nachtrag: Das
nicht alles "kreativ" und lustig
war sieht man vor allem an den
zunehmenden Naziprovoka-
tionen bei unseren Kundge-
bungen und Aktionen. Wir
meinen: Ein Grund mehr bei
uns aktiv zu werden! 

“Sozialistisch, aktiv, antifaschistisch und kreativ”  

Gefällt Dir das
Vorwärts?

SLP & CWI im Internet:

www.slp.at

www.socialistworld.net

www.chinaworker.org

www.mundosocialista.net

www.sozialismus.info

Paginas del CIT/CWI en español

Special CWI-Site on China (English, Chinese)

Site of the CWI in English (and other Languages)

Seite der SAV, deutsche Sektion des CWI

Seite der SLP, österreichische Sektion des CWI

TIPP: Auf www.socialistworld.net findest Du Links
zu CWI-Seiten aus Indien, Brasilien, Polen, Bel-
gien, Frankreich, Schottland, Russland, Australien,
Griechenland, Nigeria, USA, Schweden, Irland, Ita-
lien, Israel, England & Wales, Nordirland, Holland

Keinen Raum für rechte Propaganda!

In eigener Sache

Nazi-CD, die in Schulen verteilt wurde.
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Belgien: Wachsender Unmut 
über fallenden Lebensstandrad

Die Gewerkschafts-Födera-
tion ABVV veröffentlichte
jüngst eine Studie über stei-
gende Armut unter Erwerbstä-
tigen.Anfang Mai kam es zu re-
gionalen Gewerkschaftsaktio-
nen; nationale Streiks sind be-
reits angekündigt. In Brüssel
gab es Proteste gegen den am-
tierenden ausländerfeind-
lichen Bürgermeister und ge-
gen Neonazigruppen. Eine De-
monstration von "illegalen"
Einwanderern wurde in Brüs-
sel brutal niedergeschlagen.
130 DemonstrantInnen wur-
den verhaftet, darunter fünf
Mitglieder der LSP/MAS (bel-
gische CWI-Sektion). Diese
verhafteten AsylbewerberIn-
nen sind abgeschoben worden.
Die Repression könnte ein En-
de des Rechtes zur Selbstorga-
nisierung von AsylbewerberIn-
nen bedeuten. Im Charleroi
konnte die LSP/MAS und an-
dere Organisationen das Auf-
treten einer Neonazigruppe
am 1. Mai verhindern. Die
LSP/MAS war am 1. Mai in 18
belgischen Städten präsent.

ArbeiterInnen und 
Jugendliche leisten Widerstand
gegen Sarkozy´s Sozialabbau

Die französische ArbeiterIn-
nenschaft ist empört über den
geplanten Sozialabbau. Sarko-
zy und Premierminister Villon
wollen eine "Straffung" im öf-
fentlichen Dienst verbunden
mit einem Verlust von 11.200
Arbeitsplätzen im Bildungsbe-
reich. Das langfristige Ziel ist
der Abbau von 80.000 Arbeits-
plätzen. Dies geht mit dem
weiteren Abbau von Soziallei-
stungen einher z.B. im Ge-
sundheitswesen. Am 18.5.2008
protestierten dagegen 35.000
LehrerInnen und Eltern. Am
22.5.2008 streikten die Schie-
nenarbeiterInnen sowie Arbei-
terInnen aus anderen Betrie-
ben gegen Arbeitsplatzver-
nichtung. Die Absichten der
Regierung sind klar, die Strate-
gie der ArbeiterInnen muss der
Aufbau einer massiven verein-
igten Protestbewegung sein.
Das Ziel ist ein Streik aller Ar-
beitnehmerInnen der öffent-
lichen und privaten Sektoren.

Neue Linke
in Griechenland im Aufwind 

Das im Vorjahr (wieder-)ge-
gründete Bündnis SYRZIA ist
radikal, kämpferisch, und für
große gesellschaftliche Schich-
ten attraktiv. Bei der Wahl ver-
doppelte SYRIZA fast seine
Stimmenzahl auf 5,1 Prozent.
Danach hob ihre Unterstüt-
zung in den Umfragen ab. In
der letzten Zeit gaben einige
Umfragen SYRIZA bis zu 19
Prozent. (Interview mit SYR-
ZIA-Aktivisten auf www.slp.at).

Neues aus dem CWI

www.socialistworld.net

von Anna Schneider, CWI

Laut Jean Ziegler, dem UN-
Sonderberichterstatter für das
Recht auf Nahrung, sterben
täglich ca. 100.000 Menschen,
weil sie zuwenig zu Essen ha-
ben. Die steigenden Preise bei
den Grundnahrungsmitteln
sind für viele mehr ein Todes-
urteil.

Hunger ist kein Schicksal …

… lautete in den 1980er Jah-
ren ein Slogan. Auch heute be-
stimmen nicht die Bedürf-
nisse der Menschen, sondern
Profitinteressen von Konzer-
nen und SpekulantInnen über
Leben und Tot von Millionen
Menschen. Die Verzweiflung
treibt in den letzten Monaten
viele zu Protesten gegen die
explodierenden Nahrungs-
mittelpreise. In einer Reihe
von Ländern in Afrika, Asien
und Lateinamerika gingen

Menschen auf die Straße. Re-
gierungen und auch interna-
tionale Organisationen rea-
gierten mit Gewalt und Re-
pression. Aber die Proteste
werden weiter gehen - und
bergen revolutionäres Poten-
tial in sich.

Hunger als Mutter 
der Revolution?

Manche meinen, Revolutio-
nen finden dann statt, wenn es
den Menschen wirklich
dreckig geht. Diesen Ansatz
nennt man auch "Verelen-
dungstheorie". Die Geschich-
te hat gezeigt, dass er nicht nur
zynisch, sondern auch fak-
tisch falsch ist. Nichts desto
trotz können Proteste gegen
z.B. steigende Lebensmittel-
preise, gegen die staatliche Re-
pression, mit denen diese Pro-
teste beantwortet werden, ge-
gen den stümperhaften Um-
gang von Regierungen mit

Katastrophen etc. der Beginn
weitergehender Bewegungen
sein.

Indonesien 1998 – auf halbem
Weg stehen geblieben

In Indonesien explodierten
1997 als Folge der Asienkrise
und eines "Hilfspaketes" von
IWF und Weltbank die Nah-
rungsmittelpreise. Die darauf
folgende Bewegung führte
zum Sturz des Langzeitdikta-
tors Suharto. Aber es gab zu
der Zeit in Indonesien keine
politische Kraft, die in der La-
ge und bereit war, die Bewe-
gung weiter zu tragen. Die po-
litische "Führung" bremste die
Bewegung - auch linke Grup-
pen setzten auf ein Bündnis
mit "fortschrittlichen" Bür-
gerlichen. Man beschränkte
sich darauf, die Spitze des al-
ten Regimes abzusetzen - än-
derte aber an den Macht- und
Eigentumsverhältnissen in Indonesien wenig. Die Folgen

sind heute - 10 Jahre danach -
deutlich. Am korrupten und
repressiven Staatsapparat hat
sich wenig geändert. Die na-
tionalen Konflikte sind nicht
gelöst. Nach wie vor lebt ca.
ein Drittel der Bevölkerung in

Armut. Und gegen die jüngste
Explosion bei Nahrungsmit-
telpreisen gibt es Proteste. Es
ist zu hoffen, dass die Lehren
aus 1998 gezogen wurden und
diesmal keine halben Sachen
gemacht werden.

Lebensmittelpreise sind sozialer Sprengstoff 
Wie revolutionäres Potenzial in Indonesien nicht genutzt wurde

In Asien werden 30-50% des Einkommens für Grundnahrungsmittel ausgegeben,
in manchen Regionen der Welt sind es bis zu 80%. Der Preisindex für Nahrungs-
mittel ist im letzten Jahr um 57 % gestiegen - bei Reis stieg der Preis in nur zwei
Monaten Anfang 2008 um 75 %, bei Weizen im letzten Jahr um120 %.

von Gerhard Ziegler 
und Franz Neuhold

Im Mai 1948 wurde (zumin-
dest scheinbar) Wirklichkeit,
was der Zionismus (Ideologie
des jüdischen Nationalismus)
seit Ende des 19. Jahrhunderts
anstrebte, bzw. versprochen
hatte: Ein eigener jüdischer
Nationalstaat in Palästina. Seit
der Gründung Israels haben
JüdInnen auf der ganzen Welt
in diesen Staat Hoffnungen auf
ein Leben in Wohlstand und
Sicherheit gesetzt.

60 Jahre später sind diese
Hoffnungen - allen offiziellen
Feierlichkeiten zum Trotz -
teils erschüttert, teils völlig zer-
stört. Trotz einer gigantischen
Militärmaschinerie fühlt sich
die überwiegende Mehrheit
der Israelis unsicher. Hinzu
kommt das wachsende Miss-
verhältnis zwischen Arm und
Reich. SozialistInnen werfen
dem Zionismus nicht vor, ver-
folgten JüdInnen einen siche-
ren Ort geboten zu haben. Un-
sere GenossInnen in Israel und
weltweit thematisieren vor al-
lem, dass gerade dies nicht ge-
lungen ist. Allein ein Drittel
der Holocaust-Überlebenden
muss heute in Armut leben.

Anfänglich war der Zio-
nismus für die größten Teile
der jüdischen ArbeiterInnen-
schaft und selbst bürgerliche
Schichten von wenig Interesse.
In Europa scheiterten in der
Zwischenkriegszeit mehrere
Revolutionen und mit ihnen
die Hoffnungen vieler jüdi-

scher ArbeiterInnen die Teil re-
volutionärer Prozesse bzw. so-
zialistischer Organisationen
waren. Die Folge waren die Sie-
ge des Faschismus und ein
neuerlicher Weltkrieg. Zu den
Pogromen und der Shoa (dem
Holocaust) kam die schändli-
che Weigerung der meisten ka-
pitalistischen Staaten, wäh-
rend der Nazi-Barbarei den
verfolgten JüdInnen die Ein-
reise zu gewähren. Somit blieb
für viele JüdInnen der Zio-
nismus als konkretes Angebot
übrig.

Doch die Staatsgründung Is-
raels 1948 löste keine Proble-
me, im Gegenteil: Sie schuf
neue. Mit einher ging die Ver-
treibung hunderttausender
PalästinenserInnen (Erster
Nahost-Krieg 1948/49). Der

spätere erste Ministerpräsident
Israels, Ben Gurion, überlegte
schon 1937: "Die Araber wer-
den gehen müssen, aber man
benötigt einen passenden Mo-
ment, wie z. B. einen Krieg, um
dies geschehen zu lassen." Die-
ses Verbrechen war Wasser auf
den Mühlen der reaktionären
arabischen Regimes, die eben-
so wie der britische und US-
Imperialismus ein Auge auf
dieses strategisch wichtige
Land warfen. Sie nutzten von
nun an Antisemitismus, um
den "eigenen" Massen gegenü-
ber das Feindbild "Juden" auf-
zubauen.

Das führte gleichermaßen zu
einer Belagerungssituation, ei-
ner Hochrüstung des imperia-
listischen Verbündeten Israels
und fortgesetztem Leid auf pa-

lästinensischer Seite. Die
Mehrheit der 1,5 Millionen
EinwohnerInnen der besetzten
Gebiete ist gegenwärtig ar-
beitslos und leidet an Unterer-
nährung. Die unmenschliche
Lage wird durch den Terror der
israelischen Armee tagtäglich
verstärkt. Doch dies ist nichts,
was den Massen in Israel (jüdi-
schen wie palästinensischen)
irgendwelche Vorteile bringt.

Camil Fuchs, Professor an der
Tel Aviv Universität und Exper-
te für Meinungsumfragen
meinte anlässlich der 60-Jahr-
Feiern: "Eine große Mehrheit
würde sagen, das Land ist am
falschen Weg. Die grundsätzli-
che Stimmung ist schlecht". Es
gibt "kein Vertrauen in die Re-
gierung und kein Vertrauen in
das Parlament".

Die Politik von SozialistIn-
nen in Israel ist es, gegen die
Besatzung, für die gemeinsa-
men sozialen Anliegen von Ar-
beiterInnen (hier wie dort)
und für das Recht auf einen
echten palästinensischen Staat
einzutreten. Die Aufgabe von
SozialistInnen in Palästina
muss es sein, sich gegen die un-
säglichen Anschläge auf
ZivilistInnen in Israel zu stel-
len, Massenaktionen zur Ver-
teidigung gegen Armee-An-
griffe zu organisieren, aber
auch an die israelischen Mas-
sen für eine Lösung von unten
zu appellieren. Die Chancen
dazu sind da: Eine wachsende
Zahl jüdischer Israelis sieht die
Besatzung immer kritischer.
Ein bedeutender Teil lehnt sie
ab. Immer mehr SoldatInnen
verweigern den Einsatz in den
besetzten Gebieten.

Für ein sozialistisches Israel
neben einem sozialistischen
Palästina als Teil einer freiwilli-
gen Föderation des Nahen
Ostens, mit dem Recht aller
Flüchtlinge auf Rückkehr und
demokratischen Rechten für
jede Minderheit. Dafür und
für den Aufbau einer neuen
ArbeiterInnen-Partei setzt sich
unsere israelische Schwe-
sterorganisation Maavak Sozi-
alisti ein.
* Als "eine blutige Falle für Hundert-
tausende Juden" bezeichnete der sozi-
alistische Revolutionär mit jüdischen
Wurzeln Leo Trotzki die Lage im Palä-
stina der 1930er aufgrund der strategi-
schen Lage sowie der Einflussnahme
des Imperialismus und seinen abseh-
baren Folgen.

60 Jahre Israel: Eine blutige Falle?* 

Nur Internationalismus 
kann Gewalt und Besatzung beenden 



Am 14. Mai begann am Lan-
desgericht Wels der Prozess
gegen fünf Rädelsführer des
BFJ und der AFP (deren Ju-
gendorganisation der BFJ ist)
wegen nationalsozialistischer
Wiederbetätigung. Der Staats-
anwalt bezeichnete den BFJ
("Bund freier Jugend") als "di-
rekte Neuschöpfung der Hit-
ler-Jugend". Selbst die OÖ-
Nachrichten berichtete: "Die
(sic) BFJ organisierte Kampf-
schulungen, um die Mitglie-
der "fronttauglich" zu ma-
chen." Die SLP mobilisierte
seit 2003 maßgeblich gegen
BFJ und AFP in Oberöster-
reich und Wien ("Stüber-
heim" in Ottakring). Die Ver-
haftungen der BFJler 2007 wa-
ren ein Ergebnis des Drucks
antifaschistischer Kräfte auf
verschiedenen Ebenen.

Nun wird der Ausgang des
Prozesses die Nazi-Szene be-
einflussen und somit auch die
Arbeit von AntifaschistInnen.
Jedoch wird selbst ein volles
Urteil (10 bis 20 Jahre unbe-
dingt) das Problem des
Rechtsextremismus nicht in
Luft auflösen. Der BFJ ist dem
Vernehmen nach am Zerbrö-
seln. Allerdings gibt es schon

heute neue organisatorische
Versuche. Mit weiteren Ab-
spaltungen und Neugründun-
gen auch aus dem AFP/BFJ-
Bereich ist zu rechnen.

Dies geht mit einer Radikali-
sierung einher, parallel zur
Neuausrichtung der FPÖ
nach der BZÖ-Abspaltung.
Haben in der FPÖ heute fa-

schistische Kreise einen ge-
steigerten Einfluss, so werden
sich auch in der von der FPÖ
"unabhängigen" Nazi-Szene
jene Stimmen mehren, die ei-
ne noch aggressivere Gangart
bevorzugen Die gewisse Zu-
rückhaltung, die der BFJ in
der Frage der offenen Gewalt-
ausübung an den Tag legte, hat

nicht verhindert, dass es zu
diesem Wiederbetätigungs-
Prozess kam.

Im Falle eines sehr schwa-
chen Urteils (dies ist trotz des
hohen Mindeststrafrahmens
möglich) oder gar Freispruchs
würde es zu einer intensiven
Phase öffentlicher Aktivitäten
kommen. Auf solch eine Situ-
tation müssen sich Antifaschi-
stInnen einstellen: Ernsthafte
Aufklärungs- und Mobilisie-
rungs-Arbeit stünde dann be-
vor. Langfristig gilt das auf je-
den Fall.

Gründung der "NVP"

Kurz vor dem Prozessbeginn
in Wels gründete sich in
Kleinreifling (OÖ) eine neue
rechtsaußen Gruppe, die "Na-
tionale Volkspartei" NVP. De-
ren Chef ist kein Unbekann-
ter: Robert Faller, ehemaliger
Anführer der neonazistischen
Kameradschaft Germania.
Laut Bericht eines Antifaschi-
sten aus der Region kamen ca.
30 TeilnehmerInnen in PKWs
aus Braunau, Graz, Linz und
Wien. Noch ist schwer einzu-
schätzen, ob die NVP - wie so
manches Faller-Projekt - ein
Rohrkrepierer ist. Entschei-
dend ist, dass es solche Versu-
che aus der rechten Szene gibt.

Die nötigen Geldgeber sind
im Hintergrund vorhanden.

Dies wird durch eine aktuel-
le Postwurfsendung der AFP
in mehreren oberösterreichi-
schen Orten bestätigt. An die
100.000 Hochglanz-Flugbät-
ter sind ausgeschickt worden.
Darin bezeichnen sich die An-
geklagten als "Patrioten", "ge-
waltfrei" und "idealistisch".

Die SLP verteilt seit Ende
Mai in Linz Flugblätter, in de-
nen auf diese Nazi-Aussen-
dung reagiert wird. Auch gibt
es Aufkleber, mit denen man
die derzeitige Flut an Nazi-Pi-
ckerln eindämmen kann. Man
kann das Auftauchen von Na-
ziaufklebern, Schmierereien
und Flugblättern bei uns mel-
den. Wir entfernen diese auch
gerne gemeinsam mit
Ihnen/dir vor Ort und ver-
breiten Gegeninformation.
Halten wir unsere Umwelt
sauber!

Was ist Faschismus und wie
wir ihn bekämpfen

Donnerstag, 12.06.'08 19:00

"Shakespeare", Salzburg, Hu-
bert-Sattler-G. 3 (Mirabellplatz)
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Wofür wir stehen
Nein zum Sozialabbau! Statt
Subventionen für die Privat-
wirtschaft ein öffentliches 
Investitionsprogramm bei 
Gesundheit, Bildung,
Wohnbau und Verkehr.
Mindestlohn 1.100 Euro netto!
Sofortige Arbeitszeit-
verkürzung auf 30 Stunden
pro Woche bei vollem Lohn-
und Personalausgleich.
Nein zur Sparpropaganda!
Wiedereinführung der
Vermögenssteuer, Abschaffung
des Stiftungsrechtes sowie Ein-
führung einer echten Steuer-
progression und 
einer Wertschöpfungsabgabe
zur Finanzierung von Gesund-
heits-, Bildungs-, Arbeitslosen-
und Pensionsversicherung.
Schluss mit der doppelten und
dreifachen Ausbeutung von 
Frauen in Beruf und Familie!
Abschaffung aller diskriminie-
renden Gesetze, volle rechtli-
che Gleichstellung aller in
Österreich lebenden Menschen
Volle Gleichberechtigung für
Schwule, Lesben und Bisexuelle
Für einen echten Kampf gegen
Umweltzerstörung. Kampf
dem Verursacher - der kapitali-
stischen Profitwirtschaft.
Nein zu einem repressiven 
Sicherheitsapparat, der das 
große Geld schützt. Kein Geld
für die Rüstung, keinen Beitritt
zu einem Militärbündnis.
Streichung bzw. keine Bezah-
lung der Schulden der soge-
nannten “Dritten Welt”, Zer-
schlagung der internationalen
Institutionen des Kapitals als
Folge einer internationalen
Kampagne der ArbeiterInnen-
bewegung.
Nein zur Sozialpartnerschaft -
Für kämpferische und demo-
kratische Gewerkschaften! 
SPÖ und Grüne bieten keine 
linke Alternative! Wir brau-
chen eine neue starke Partei
für ArbeiterInnen, Arbeitslose
und Jugendliche.
Nein zu Ausgliederungen und
Privatisierungen! Stattdessen
Überführung aller bereits 
privatisierten Betriebe sowie
der Schlüsselindustrie in
Gemeineigentum unter demo-
kratischer Kontrolle und Ver-
waltung der ArbeiterInnen.
Nein zur kapitalistischen EU
der Banken, Konzerne und 
Bürokraten. Für eine Födera-
tion sozialistischer Staaten von 
Europa auf freier und gleich-
berechtigter Grundlage.
Für eine geplante Wirtschaft 
unter demokratischer Kontrol-
le und Verwaltung der Beschäf-
tigten, in der Produktionspla-
nung von den gesellschaft-
lichen Bedürfnissen und nicht
vom Profit bestimmt werden.
Eine Revolution ist notwendig.
Lediglich Reformen führen
keine grundlegenden Verände-
rungen herbei. Die Arbeiter-
Innenbewegung und die Ju-
gend müssen für den Bruch
mit der kapitalistischen Wirt-
schaft und für den Sozialismus
kämpfen.

Das Programm der 
Sozialistischen LinksPartei
40 Seiten, EUR 3,00 inkl. Versand

Das Programm wird nach Überwei-
sung auf unser Konto PSK 8812.733
zugesandt. Namen und Anschrift
nicht vergessen!

Mehr
Programm!

Nazi-Prozess in 
Oberösterreich

Die Auseinandersetzungen um den Ausbau
des Islamischen Zentrums in der Dammstras-
se wurden von der rechtsextremen und Neo-
nazi-Szene benutzt, um sich in der Brigittenau
zu verankern. An einer Demonstration am 13.
9.07 marschierten 120 Neonazis aus ganz
Österreich mit und verteilten Material. Ver-
schiedene Nazi-Gruppen versuchen sich nun
gezielt in der Brigittenau aufzubauen, halten
Treffen ab, verteilen Material, sprayen Haken-
kreuze und versuchen MigrantInnen und
AntifaschistInnen einzuschüchtern.

Für September hat die rassistische "Bürger-
initiative Dammstrasse" erneut eine Demo an-
gekündigt. Wieder werden Nazis das als Auf-
marschfeld nutzen. Das antirassistische Bünd-
nis "Brigittenau gemeinsam gegen Rassismus
und Nazis" hat sich zum Ziel gesetzt, diesen
Aufmarsch zu verhindern. Allein diese An-
kündigung hat zu Reaktionen in der "Bürger-
initiative" geführt. Einige sind bereits dabei,
das Vorhaben zu überdenken.

Gleichzeitig werden die Drohungen aus der
Naziszene immer offener: Bei Informations-

Kundgebungen in den letzten Monaten kam es
unter der Führung von Felix Budin zu Störver-
suchen. Budin war Führungskader der neona-
zistischen "Neuen Jugend Offensive". Er steht
in einem Naheverhältnis zu Gottfried Küssel,
der in den 1990er-Jahren wegen Wiederbetä-
tigung im Gefängnis saß. Auf der Homepage
der BfJ-nahen “Jungen Aktion” wird offen ge-
droht:“Antifaschismus ist keine Meinung son-
dern eine Geisteskrankheit! Wenn die Exeku-
tive nicht bereit ist uns vor unheilbar Geistes-
kranken Rauschtätern wie dem Bündnis „Bri-
gittenau gemeinsam gegen Rassismus und Na-
zis”zu bewahren, werden die Brigittenauer zur
Selbsthilfe schreiten müßen.”

Ein Ergebnis der Aktivitäten des antirassisti-
schen Bündnisses: die Bezirksvertretung
nahm einen Antrag an, in dem die rechtsextre-
men Umtriebe verurteilt werden. Das ist gut,
reicht aber angesichts der Bedrohung nicht.
Wir wollen Menschen aus dem Bezirk zu ge-
meinsamer Aktivität gegen diese rechten Akti-
vitäten zusammenbringen. Denn klar ist auch,
dass wir uns nicht einschüchtern lassen.

D I S K U S S I O N

Neuformierung der braunen Szene verhindern!

Nazis raus aus der Brigittenau!

SLP-BLock auf der Anti-Nazi-Demonstration am 19. April 2008 in Braunau, Oberösterreich. Aktivititäten wie diese werden zunehmend wichtiger.


